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8. September 2017
Schriftliche Kleine Anfrage
der Abgeordneten Birgit Stöver (CDU) vom 31.08.2017
und Antwort des Senats
- Drucksache 21/10253 -

Betr.:
Wie unterstützt der Senat die Schaffung eines der Nachfrage entsprechenden Bestandes an seniorengerechten Wohnungen?
In Hamburg ist bezahlbarer Wohnraum Mangelware. Das ist ein bekanntes Problem. Ob die zur Verfügung stehenden Wohnungen dann auch noch altersgerecht sind, ist angesichts des grundsätzlich zu geringen Angebots schon fast ein Luxusproblem. Da es allerdings immer mehr ältere Menschen gibt, die auch immer länger gerne alleine in der eigenen geräumigen Wohnung und nicht nur in einem Zimmerchen in einem zudem kostenträchtigen Altersheim beziehungsweise Pflegeheim leben wollen, sind Seniorenwohnanlagen mit barrierefreien Wohnungen durchaus eine attraktive Option. Im Jahr 2012 bezifferte die Gesundheitsbehörde laut einem Bericht des Hamburger Abendblatts die Zahl der altersgerechten Wohnungen in den damals insgesamt 130 Servicewohnanlagen mit rund 10.000. Allerdings entsprechen nicht alle Wohnungen im Bestand den heutigen Standards. Der Ratgeber „Servicewohnen in Hamburg“, 2013 herausgegeben von der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz (BGV), weist allerdings darauf hin, dass bis zum Jahr „2022 alle Servicewohnanlagen barrierefrei gestaltet sein“ sollen.
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
1. Wie viele und welche Servicewohnanlagen nach § 6 - 8 Hamburgisches Wohn- und Betreuungsqualitätsgesetz (HmbWBG) mit jeweils wie vielen Wohnungen in jeweils welchen Bezirken von welchen Anbietern gibt es derzeit?
Eine Übersicht über die Hamburger Servicewohnanlagen ist als Anlage beigefügt. 
2. Wer eine Servicewohnanlage betreiben will, muss dies laut HmbWBG vorab der zuständigen Behörde melden. Wie viele Servicewohnanlagen sind derzeit in jeweils welchen Bezirken von welchen Anbietern mit jeweils wie vielen Wohnungen zu wann in Planung?
Übersicht der geplanten Servicewohnanlagen soweit bei der zuständigen Behörde Informationen vorliegen:
	Bezirk
	Anbieter

	Geplante Wohneinheiten
	Voraussichtliche Fertigstellung

	Hamburg-Mitte
	Hartwig – Hesse- Stiftung 
	Keine Angabe 
	Keine Angabe

	Altona
	Derzeit keine Planungen
	-
	-

	Eimsbüttel
	1. Ist noch nicht bekannt

2. Ist noch nicht bekannt.
	1. Zu 1.: 175 Wohnungen
2. Zu 2.: 114 Wohnungen
	Zu 1.: Anfang 2018
Zu 2.: Ist noch nicht bekannt



	Hamburg-Nord
	1. Baugenossenschaft Fluwog-Nordmark eG 
2. SAGA
3. SAGA
	Zu 1.: Ist noch nicht bekannt
Zu 2.: Ist noch nicht bekannt
Zu 3.: Ist noch nicht bekannt
	Zu 1.: Ist noch nicht bekannt

Zu 2. Ist noch nicht bekannt

Zu 3. Ist noch nicht bekannt



	Wandsbek
	1. Martha-Stiftung
2. Johann-Carl-Müller-Stiftung

3. Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft 

4. Hospital zum Heiligen Geist

5. Walddörfer Wohnungsbaugenossenschaft e.G.

6. Grundstücksgesellschaft Charlottenstraße GmbH& Co.KG
	Zu 1.: 9-20 Wohnungen
Zu 2.: 19 Wohnungen

Zu 3.: 89 Wohnungen 

Zu. 4.: 28 Wohnungen

Zu 5.: 54 Wohnungen

Zu 6.: 97 Wohnungen 
	Zu 1.: Ende 2018/ Anfang 2019
Zu 2.: Frühjahr 2018

Zu 3.: Ist noch nicht bekannt

Zu 4. Ist noch nicht bekannt

Zu 5. Ist noch nicht bekannt

Zu 6. Ist noch nicht bekannt



	Bergedorf
	Derzeit keine Planungen 
	
	

	Harburg
	Wohnungsbaugenossenschaft Süderelbe eG.
	35 Wohnungen
	01.10.2017


3. Von welchem Bedarf an Wohnungen in Servicewohnanlagen geht der Senat bzw. die zuständige Behörde bis 2025 aus?

Ein Bedarf lässt sich für diese spezielle Wohnform nicht prognostizieren. Im Zuge der Zunahme der Zahl älterer Menschen gehen die zuständigen Behörden von einem wachsenden Bedarf an barrierefreien Wohnformen mit unterschiedlich ausgeprägten Unterstützungsmöglichkeiten aus. Dazu gehören auch Servicewohnanlagen. 
4. Welche Maßnahmen ergreift der Senat bzw. die zuständige Behörde, um die Schaffung dieser Wohnungen zu unterstützen?

Im Rahmen der Mietwohnungsneubauförderung der Hamburgischen Investitions- und Förderbank AöR (IFB) werden unter anderem Servicewohnanlagen mit Mietpreis- und Belegungsbindung gefördert und erhalten über die Basisförderung hinaus ergänzende Zuschüsse für die verpflichtende barrierefreie Ausstattung nach DIN 18040-Teil 2.
5. Die wichtigsten Merkmale einer sogenannten barrierefreien Wohnung sind in einer DIN Norm festgelegt. Zu ihnen gehören die Vermeidung von Stufen und Schwellen (z.B. stufenloser Wohnungseingang, bodengleiche Dusche), ausreichende Bewegungsflächen (z.B. ausreichende Türbreiten) und die angemessene Höhe von Bedienungselementen“, heißt es in dem oben erwähnten Ratgeber. Um welche DIN-Norm handelt es sich hier genau und welche Merkmale sind damit verbunden?

Die Anforderungen an barrierefrei erreichbare Wohnungen sind in § 52 Absatz 1 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) und in der als Technische Baubestimmung eingeführten DIN 18040-Teil 2 geregelt. Im Bauprüfdienst 1/2014 „Barrierefreies Bauen“ sind die Anforderungen (Merkmale) hinsichtlich der barrierefreien Erreichbarkeit der Wohnung (äußere Erschließung auf dem Grundstück und innere Erschließung im Gebäude bis zur Wohnungseingangstür) sowie die Anforderungen an die Wohnung selbst (erforderliche Bewegungsflächen, Tür- und Flurbreiten sowie barrierefreie Sanitärobjekte) ausführlich erläutert. Der Bauprüfdienst ist im Internet unter 
http://www.hamburg.de/baugenehmigung/152950/start-baupruefdienste/ eingestellt.   

6. Verfügt die zuständige Behörde über einen Überblick, welche der vorhandenen Servicewohnanlagen dieser DIN-Norm noch nicht entsprechen? Wenn ja, welche Servicewohnanlagen entsprechen derzeit noch nicht den Vorgaben? Wenn nein, warum nicht? 

Nein. Die Betreiber von Servicewohnanlagen haben bis 2022 Zeit, die Barrierefreiheit in Ihren Häusern herzustellen.
7. Welche Maßnahmen hat die zuständige Behörde eingefordert oder ergriffen, damit die Servicewohnanlagen den Ansprüchen gerecht werden und wie unterstützt der Senat bzw. die zuständige Behörde die Anbieter bei der Durchführung der damit verbundenen Umbaumaßnahmen?
Die Barrierefreiheit in Servicewohnanlagen und anderen Wohn- und Betreuungsformen ist eine gesetzliche Anforderung gemäß Hamburgisches Wohn-und Betreuungsqualitätsgesetz. Damit verbundene Umbaumaßnahmen können, wenn die Fördervoraussetzungen im Einzelfall erfüllt sind, im IFB-Förderprogramm für den barrierefreien Umbau von Mietwohnungen als Einzelmaßnahme oder im Rahmen einer Ausstattungsverbesserung und umfassenden Modernisierung von Mietwohnungen gefördert werden.
Zur Unterstützung und Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen hat die zuständige Behörde interessierten Betreibern von 2012 bis 2014 eine kostenlose Beratung zur Herstellung der Barrierefreiheit durch das Beratungszentrum für Technische Hilfen & Wohnraumanpassung ermöglicht.
8. Liegen dem Senat bzw. der zuständigen Behörde Hinweise darüber vor, dass auch mit Umbaumaßnahmen an einigen Standorten die DIN-Norm nicht bis 2022 zu erreichen ist? Wenn ja, welche Servicewohnanlagen sind davon betroffen und welche Folgen hat dies 
a) für die Betreiber?
b) für die Mieter?
Der zuständigen Behörde liegen Aussagen einzelner Vermieter vor, dass bei bestimmten Servicewohnanlagen die Barrierefreiheit auch bis 2022 nicht zu erreichen sei. 
Sollte ein Betreiber die gesetzlichen Anforderungen an die Barrierefreiheit bis 2022 aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen nicht erreichen können, kann die zuständige Behörde auf Antrag des Betreibers ganz oder teilweise Befreiungen erteilen, wenn die Befreiung mit den Interessen und Bedürfnissen der Nutzerinnen und Nutzer vereinbar ist. Kann ein Betreiber weder wirtschaftliche noch technische Gründe anführen, hat die zuständige Behörde die Möglichkeit, die Erfüllung der gesetzlichen Anforderungen durch ordnungsrechtliche Maßnahmen durchzusetzen.
Für die Mieter ergeben sich aus der Nichterfüllung der gesetzlichen Anforderungen durch den Betreiber keine rechtlichen Konsequenzen. 

� Nicht selten sind zunächst nur der Investor und noch nicht der Anbieter (Betreiber) bekannt.
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